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schweizerischon Industrie ins Ausland beweist das zur
Genüge. Einzig und allein clcr Staat wird imstande stdn
zu prüfen, was geschehen kann zur Behauptung und
Hebung unserer Wirtschaft, und nur der Staat wird die
sich als notwendig erweisenden Massnahmen auch
durchführen können. Es kann sich natürlich nicht um blosse
Nachahmung ausländischer Vorbilder handeln, sondern
die Massnahmen der Schweiz müssen den Besonderheiten

ihrer Wirtschaft angopasst sein. Aber wir sind der
festen Ueberzeung, class auch unser Staatswesen bei der
gegenwärtigen Neuorientierung der ganzen Weltwirtschaft

nicht untätig bleiben darf, sondern alle in
Betracht fallenden Kräfte heranziehen muss, um die neue
Lage und die Konsequenzen, die sich hieraus für die
schweizerische Wirtschaft ergeben, gründlich zu studieren.

Wir glauben auch, class es möglich sein wird, trotz
allen Meinungsverschiedenheiten, die in den verschiedenen

Kreisen vorherrschen, eine Eeihe von gemeinsamen
Feststellungen in bezug auf die Lage unserer Volkswirtschaft

zu machen, die dem Staat wie den wirtschaftlichen
Interessengruppen als Eichtlinien für ihre künftige

Politik dienen können.
Aus diesen Erwägungen gelangen wir an Sie mit

dem Ersuchen, Sie möchten prüfen:
1. wra« geschehen kann zur Verbesserung unserer

Wirtschaftsstatistik, insbesondere der Konjunkturstatistik,
und zu deren Nutzbarmachung für die gesamte

Wirtschaft;
2. ob Sie es nicht für nützlich erachten, in unserem

Lande unter Mitwirkung von Vertretern des Staates, der
Wissenschaft und der wirtschaftlichen Interessengruppen

eino Untersuchung zu veranstalten über die Grundlagen,

die Existenzbedingungen und die Entwicklungsmöglichkeit

der schweizerischen Volkswirtschaft, wie
sie sich aus den heutigen wirtschaftlichen und politischen

Verhältnissen im Ausland wie im Inland ergeben.

Wir verzichten vorläufig darauf, genau umschriebene

Vorschläge zu unterbreiten. Wir möchten nur nocl!
beifügen, class sich eine solche Wirtschaftsenquete
selbstredend in erster Linie auf die in ihrem Bestehen
bedrohten Exportindustrien zu erstrecken hätte, dass aber
nach unserem Dafürhalten auch die übrigen Zweige clor
Industrie sowie auch Landwirtschaft und Handel nicht
ausser acht gelassen worden sollton. Von grossem Interesse

wäre es z. B., einmal das Problem der Handelszuschläge

und überhaupt der Organisation des Binnenhandels,
das auch von offizieller Seite schon wiederholt

gestreift wurde, in aller Gründlichkeit zu
untersuchen. Ferner wäre es auch Aufgabe eines solchen
Untersuchungsausschusses, die von der Privatwirtschaft
gegenüber der staatlichen und kommunalen Steuerpolitik
erhobenen Vorwürfe zu prüfen. Alle diese Fragen sind
von derart grosser Tragweite, dass die Ausgaben, die
eine solche Enquete erfordern würde, kaum in Betracht
fallen würden gegenüber den Vorteilen, die sich daraus
ergeben mussten.

Wir hoffen, class Sic die in diesem Schreiben
aufgeworfenen Fragen einer ernstlichen Prüfung unterziehen.

Ganz besonders würden wir es begrüssen, wenn
diese Probleme einmal an einer Konferenz von ATertre-
torn der am meisten interessierten Wirtschaftskreise
besprochen werden könnten. Selbstverständlich sind wir
auch jederzeit gerne bereit, Ihnen näheren Aufschluss
zu geben darüber, wie wir uns die Einzelheiten unserer
Vorschläge vorstellen.

Mit vorzüglicher Hochachtung!
Für den Schweiz. Gewerkschaftsbund,

Der Präsident: Der Sekretär:

Mitteilung an die Leser.

Vom 1. Januar 1927 an wird di<^ «Gewerkschaftliche
Eundschau» in etwas kleinerem Format und mit

einem Umschlag verschon erscheinen. Gleichzeitig
erfahren auch die Abonnentenpreise eine Aenderung. Für
gewerkschaftlich Organisierte wird ein Vorzugsabonnement

zu 3 Franken jährlich geschaffen (Eorto
inbegriffen). Für Nichtorganisierte kostet das Jahresabonnement

in Zukunft 6 Franken.
Dieser billige Abonnementspreis soll ermöglichen,

unser Monatsorgan noch mehr zu verbreiten, vor allem
in der Arbeiterschaft, um zu ihrer gewerkschaftlichen
und wirtschaftlichen Schulung beizutragen. Wir
fordern die Leser, hauptsächlich die Vorstände und
Vertrauensleute der Gewerkschaften auf. für möglichst
grosse Verbreitung dor «Eundschau» zu sorgen und
uns Adressen anzugeben, an die wir Erobenummern
senden können.

Die Eedaktion
der «Gewerkschaffliehen Eundschau».

Aus schweizerischen Verbänden.

Bau- und Holzarbeiter. Am 27. September 1926 ist
zwischen dem nouenburgischon Schreinermeisterverband
und der Sektion Neuenburg des schweizerischen Bau-
und Holzarbeiterverbandes eine Vereinbarung
abgeschlossen worden, die folgende Hauptpunkte enthält:
Die Arbeitszeit wird bei freiem Samstagnachmittag auf
48 Stunden pro Woche festgesetzt. Den Arbeitern ist
untersagt, ausserhalb clor Arbeitszeit berufliche Arbeiten

für Drittpersonen auszuführen. Für Mechaniker
und Tischler wird der Minimalstundenlohn auf Fr. 1.5(1

festgesetzt, für Drechslerci-Spczialarbeitcr auf Fr. 1.60.
Ueberstundenarbeit bis 10 Uhr abends und an
Samstagnachmittagen wird mit 30 Prozent Zuschlag entschädigt;

für Sonntagsarbeit wird ein lOOprozentigcr
Zuschlag gewährt. Der 1. Mai wird als Feiertag
anerkannt. Ferien werden 6 Tage gewährt. Die Vertragsdauer

wird vom 1. Oktober 1926 bis zum 30. September
1927 festgesetzt, sie wird immer für ein Jahr verlängert,

falls nicht von seiton einer Vertragspartei drei
Monate vor Ablauf des Vertrages Kündigung erfolgt.

Eisenbahner. Endo Oktober 1926 brach in den
Ferrovio regional! ticinesi ein gewerkschaftlicher Konflikt

aus. dor Dank der geschlossenen Haltung des
beteiligten Personals mit gutem Erfolg zu Ende geführt
werden konnte. Seit längerer Zeit hatte das Personal
verschiedene Forderungen gestellt; die wichtigsten
waren die Einführung eines Lohnregulativs mit
verbesserten Lohnansätzen und die Schaffung einer
Pensions- und Hilfskasse. Trotzdem von Seiten der
Verwaltung immer wieder die Berücksichtigung der
Forderungen des Personals versprochen worden war, blieb
praktisch alles beim alten. Schliesslich waren die
Angestellten gezwungen, ihre Begehren in ultimative Form
zu kleiden. Als auch diese Massnahme nichts fruchtete,
beschloss eine Versammlung des Personals einstimmig
den Streik. Dio 70 beteiligten Angestellten legten die
Arbeit geschlossen nieder.

Vermittlungsversuche der tessinischen Eegierung
hatten vorerst keinen Erfolg: bei einem zweiten
Versuch konnte indessen eine Einigung erzielt werden, die
dem Personal einen vollen Erfolg brachte. Die Verwaltung

richtet für das Jahr 1926 einen Betrag von 10,000
Franken in die zu schaffende Fensions- und Hilfskasse
aus; ein Lohnregulativ wird auf den 1. Januar 1927
in Kraft treten und der Entwurf dazu wird dem Ver-
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band bis zum 15. November unterbreitet; die Pensionskasse

wird auf denselben Zeitpunkt geschaffen; ferner
wird für das gesamte Personal die «Promesse Comtesse

» (Zuschussversicherung bei Unfällen) angewendet.
Dem Personal und der Leitung des S. E. V., die

im ganzen Konflikt durch korrekte und massvolle
Haltung die öffentliche Meinung für sich hatten, können
wir zu diesem schönen gewerkschaftlichen Erfolg-
bestens gratulieren.

Heimarbeiter. Am 7. November fand im Vereinshaus

in St. Gallen die gutbesuchte ordentliche
Delegiertenversammlung des Heimarbeiterverbandes statt.
Der Jahresbericht und die Jahresrechnungen für 1924
und. 1925 wurden einstimmig genehmigt. Sekretär
Koller referierte darauf über die Bestrebungen des
Gew^erkschaftsbundes für die Zentralisierung clor
gewerkschaftlichen Arbeitslosenkassen. Der Gedanke fand
im allgemeinen gute Aufnahme und es wurde ein
Antrag Tobler angenommen, der die dem Heimarbeiterverband

angeschlossenen Verbände auffordert, die Frage
der Zentralisierung gründlich zu prüfen. Im Anschluss
daran beschäftigte sich die Delegiertenversammlung
mit der Frage der Fürsorge für die alten, invaliden
und in Not geratenen Mitglieder. Es wurde auf
verschiedene bestehende Institutionen verwiesen und die
damit gemachten Erfahrungen bekanntgegeben. Aus
den von den Delegierten dargelegten Fällen trat die
Notwendigkeit der Schaffung einer Alters- und
Hinterlassenenversicherung mit erschreckender Deutlichkeit

hervor.

Aus andern Organisationen.

Sozialdemokratische Partei der Schweiz. Am 6.
und 7. November 1926 fand im Volkshaus in Bern der
diesjährige gutbesuchto Parteitag der schweizerischen
Sozialdemokratischen Partei statt. Mit Eücksicht auf
die wichtigen zur Behandlung stehenden Fragen hatten

sich die Delegierten in der stattlichen Zahl von
353 zur Tagung eingefunden; davon entfielen auf die
Sektionen 275, während sich die übrigen Mandate auf
die Geschäftsleitung, den Parteivorstand, die
Nationalratsfraktion usw. verteilten.

Geschäftsbericht und Jahresrechnung pro 1925
wurden genehmigt. Ebenso wurde der Bericht der
sozialdemokratischen Nationalratsfraktion gutgeheissen
und es wurde bei diesem Anlass eine Protestresolution
gegen die Hetze der bürgerlichen Presse gegen die
Wahl des Genossen Grimm zum Nationalratspräsiden-
ten angenommen.

Ein Antrag auf Schaffung eines nebenamtlichen
Sekretariats zum Zwrecke der vermehrten Propaganda
unter den Frauen wurde in dieser Form abgelehnt;
dagegen wurde der zu diesem Zwecke bereitgestellte Kredit

erhöht. Als Vorort wurde Bern bestätigt; ebenso
wurden die bisherigen Mitglieder der Geschäftsleitung.
die Sekretäre und die Spezialkommissionen
wiedergewählt.

Zum Getreidemonopol nahm der Parteitag einstimmig
eine Eesolution an, die die Arbeiterschaft

auffordert, geschlossen für die Verfassungsvorlage
einzustehen. Nach Behandlung einiger Anträge der Partei-
sektionen trat der Parteitag darauf auf die Beratung
der Militärfrage ein. Hier standen sich eine Mehrheit
und eine Minderheit gegenüber; die Mehrheit wollte
den Kampf gegen den Militarismus lediglich in bisheriger
Weise, aber in verschärfter Form führen, während die
Minderheit eine Intensivierung des Kampfes und eine
Verbreiterung der Grundlage durch Heranziehung
anderer antimilitaristischer Organisationen postulierte.

Leider war am Parteitag eine gründliche und sachliche
Aussprache über diese Frage nicht möglich; angenommen

wurde schliesslich mit 205 gegen 90 Stimmen der
Antrag der Mehrheit des Parteivorstandes.

Genosse Bratschi referierte darauf unter der
Aufmerksamkeit clcr Delegierten über das eidgenössische
Besoldungsgesetz; in einer Eesolution wurde die
Haltung der sozialdemokratischen Nationalratsfraktion
gebilligt und gegen den Eaub des Koalitionsrechtes
protestiert.

Es folgte die Debatte über den Beitritt zur
Sozialistischen Arbeiterinternationale. Grimm vertrat den
Standpunkt der Mehrheit des Parteivorstandes (Beitritt
mi spezieller Begründung, cl. h. mit einer Erklärung,
class die Fartei an ihren revolutionären Grundsätzen
festhalte). Die Minderheit des Parteivorstandes
beantragte den Beitritt ohne Begründung; eine zweite
Minderheit wollte von einem Beitritt überhaupt nichts wissen,

da sie die bereits der Internationale angeschlossenen
Genossen der andern Staaten nicht für würdig hielten,

mit ihnen gemeinsam auf internationalem Boden
den Kampf für den Sozialismus zu führen. Erwar-
tungsgemäss siegte auch hier die Mehrheit des
Parteivorstandes. Mit 249 Stimmen gegen 71 Stimmen wurde
der Beitritt beschlossen, wobei der Fassung der Mehrheit

des Parteivorstandes mit 190 gegen 101 Stimr
men clcr Vorzug gegeben wurde.

Einstimmig angenommen wurde eine Eesolution
gegen den Fascismus; eine Tellcrsammlung zugunsten
des Matteottifonds ergab 380 Fr. Zum Automobilgeselz
wurde infolge vorgerückter Stunde der Beschluss des
Parteivorstandes auf Stimmfreigabe als massgebend
erklärt.

Volkswirtschaft.

Die Verschlechterung der Konjunktur, die wir in
den letzten Monaten feststellten, hat sich im Oktober
fortgesetzt. Die Zahl der Stellensuchenden stieg um
1375 auf 14,253, während sich die Zahl der
Arbeitsgelegenheiten um 545 auf 1352 verminderte. Für jede
Stelle mehr als 10 Bewerber! Dabei ist zu berücksichtigen,

class viele Saisonarbeitslose sieh jetzt gar nicht
anmelden, weil sie gar keine Aussicht haben, irgendwo
Arbeit zu finden.

Auch -die Aussenhandelsstatistik zeigt ein
unerfreuliches Bild. Zwar ist die Ausfuhr um 14
Millionen Franken höher als im Monat September, die
Einfuhr ist sogar um 27 Millionen gestiegen, wobei
erfreulicherweise die Einfuhr von Eohstoffen besonders
stark zugenommen hat. Aber nicht ein Vergleich mit
dem Vormonat, sondern eine Gegenüberstellung mit
den Ziffern vom Oktober des letzten Jahres vermittelt
uns einen richtigen Begriff davon, wie cs mit unserer
Wirtschaft steht. Da ergibt sich, dass auch der
Oktober, wie die frühern Monate dieses Jahres, auf der
ganzen Linie eine Verschlechterung aufweist. Die Lage
des Arbeitsmarktes ist wesentlich ungünstiger. Ausfuhr
und Einfuhr sind bedeutend geringer als im letzten
Jahr.

Dieser pessimistische Eindruck wird auch gestützt
durch die Erhebungen, quartalweise vorgenommen, des
eidg. Arbeitsamtes über die Lage der Industrie;
Erhebungen, die wir nicht als besonders zuverlässig
bezeichnen möchten, die aber interessant sind als
Stimmungsbild direkt aus der Industrie. Von rund 1700
Betrieben mit 190,000 Arbeitern bezeichnen 63,5 Prozent

der Betriebe den Beschäftigungsgrad im dritten
Quartal als gut oder befriedigend, 36,5 Prozent als
unbefriedigend oder schlecht. Im gleichen Quartal des
Vorjahres hatten 70 Prozent der Betriebe guten oder
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